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				Kurzbeschreibung

Experte in eigener Sache


Statt einer traditionellen Sachleistung können Menschen mit Behinderung alternativ eine monatliche Geldleistung wählen, um die notwendige Unterstützung selbst zu organisieren. Darauf besteht ein Rechtsanspruch.


Der Praxisratgeber Persönliches Budget informiert über fachliche Grundlagen und Gestaltungsmöglichkeiten:


 
	Wer kann ein Persönliches Budget erhalten?

	Wofür kann es verwendet werden?

	Wie bemisst sich die Höhe?

	Wie läuft das Budgetverfahren ab?

	Was ist in der Zielvereinbarung zu regeln?

	Wer überwacht die Qualität der Leistung?
 



Konkrete Beispiele, eine verständliche Sprache und eine große Sachkenntnis zeichnen dieses Buch aus.socialnet

  		

  		
			
				Autor

				Manuela Trendel, Krankenkassenfachwirtin, Dipl.-Sozialpädagogin, führte als Leiterin des sozialpädagogisch-medizinischen Fachdienstes beim Sozialreferat des Bezirks Mittelfranken das Bundesmodell zum trägerübergreifenden Persönlichen Budget in Mittelfranken erfolgreich ein und gibt deutschlandweit Grund- und Aufbaukurse zur Umsetzung des Persönlichen Budgets.
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         Vorwort zur 1. Auflage

         Nach verschiedenen erfolgreichen Modellerprobungen in den Jahren 2001 bis 2007 wurde das Persönliche Budget am 1. Januar 2008 zum Rechtsanspruch. Seitdem hat das Persönliche Budget nach dem Willen des Gesetzgebers Vorrang – sofern der behinderte oder von Behinderung bedrohte Mensch dies wünscht.

         Für die Leistungsträger stellt sich somit nicht die Frage, ob ein Persönliches Budget zu bewilligen ist. Vielmehr muss sich der Leistungsträger mit der Frage auseinandersetzen, wie das Persönliche Budget ausgestaltet werden kann. Mitarbeiter bei Behörden müssen seit Einführung des Rechtsanspruchs umdenken – anstelle von „Entscheidungen nach Aktenlage“ sollen persönliche Budgetkonferenzen gehalten und im Gespräch mit dem Leistungsberechtigten individuelle Teilhabeziele und daraus resultierend passende Leistungsangebote gefunden werden.

         Persönliche Budgets werden in Deutschland derzeit auf sehr unterschiedliche Weise umgesetzt. Die gesetzlichen Grundlagen geben zwar Rahmenbedingungen vor; diese werden aber je nach zuständigem Leistungsträger, Bundesland und regionalen Gegebenheiten jeweils spezifisch gestaltet. Vieles ist nach wie vor offen. „Eingefahrene“ Verwaltungswege bei Bedarfsfeststellung, Bemessung eines Budgets, Inhalt einer Zielvereinbarung, Überprüfung der Qualität usw. gibt es auch nach siebenjähriger Einführung nicht.

         Aufgrund der großen Vielfalt der praktischen Umsetzung kann dieser Ratgeber keine rechtsverbindlichen Aussagen machen. Er stellt aber mit vielen Praxisbeispielen und Mustern gangbare Wege für eine Leistungsbewilligung vor.

         Meine Erfahrungen, die ich in den letzten Jahren im Rahmen der Leitung des Bundesmodellprojektes „Trägerübergreifendes Persönliches Budget“ beim Träger der Sozialhilfe in Mittelfranken sowie im Austausch mit Seminarteilnehmern machen durfte, sind hier eingeflossen. Ich hoffe, dass diese für Mitarbeiter bei Leistungsträgern, für Leistungserbringer, gesetzliche Betreuer, Sozialdienste und Ärzte und vor allem auch für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige eine Hilfe sind.

         Mein besonderer Dank gilt Frau Dr. Heidrun Metzler von der Universität Tübingen für ihre wertvolle beratende Unterstützung und ihre Beiträge über Erkenntnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung zur Umsetzung von trägerübergreifenden Persönlichen Budgets, die in diesen Ratgeber eingeflossen sind.

         
            Manuela Trendel
         

      

   
      
         Vorwort zur 4., aktualisierten Auflage

         Obwohl der Rechtsanspruch seit 2008 besteht, gibt es immer noch Regionen in Deutschland, die keine oder nur sehr wenig Erfahrungen mit Persönlichen Budgets haben. 

         Bemerkenswert ist ebenfalls, auf welch unterschiedliche Weise Persönliche Budgets in Deutschland ausgestaltet werden können. Obwohl deutschlandweit die gleiche Rechtsgrundlage besteht, sind die Persönlichen Budgets sehr vielfältiger Art. „Das“ Persönliche Budget gibt es nicht. Es ist naturgemäß immer individuell und insbesondere abhängig davon, 

         
            	
               welche konkreten Wünsche die Menschen mit Behinderung an ihr Budget haben,

            

            	
               ob und in welcher Anzahl „Budget“-Anbieter am Lebensort vorhanden sind,

            

            	
               welche Leistungsträger zuständig sind und auch

            

            	
               in welcher Region die Leistung beantragt wird. 

            

         

         Nach wie vor sind Persönliche Budgets im Rahmen der Eingliederungshilfe am weitesten verbreitet. Noch immer werden trägerübergreifende Budgets erst in Ansätzen umgesetzt.

         Durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) wurden die Grundlagen für ein leistungsfähiges Rehabilitations- und Teilhaberecht modernisiert, um die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung durch mehr Selbstbestimmung und mehr Teilhabe zu verbessern. 

         Einige der bisherigen Besonderheiten von Persönlichen Budgets wurden mit der BTHG-Reform auch in die sogenannte „Sachleistung“ übertragen. Insbesondere das gemeinsame Gespräch, das „Aushandeln“ der notwendigen und gewünschten Leistungen hat Eingang in das Bedarfsfeststellungsverfahren der Rehabiliationsträger gefunden. Ein Teilhabeplanverfahren, an dem der Betroffene aktiv zu beteiligen ist, ist nun für alle Rehabilitationsträger verpflichtend, das Wunsch- und Wahlrecht als Ausdruck der Selbstbestimmung des Betroffenen ist noch stärker zu berücksichtigen. Auch der bürgerfreundliche Grundgedanke von trägerübergreifenden Leistungen (also auch Budgets) wurde durch das Bundesteilhabegesetz für den Leistungsbezug in der Sachleistung übernommen. Ein verantwortlicher Träger, der sogenannte „leistende Rehabilitationsträger“ ist nun für die Ermittlung des Bedarfes, die Durchführung der Teilhabeplanung und Begleitung der Maßnahmen zuständig und damit Hauptansprechpartner für den Antragsteller. 

         Die Übernahme vergleichbarer Abläufe, die sich über das Persönliche Budget entwickelt haben, nimmt dieser Leistungsform zunehmend das Exotische, so dass mehr Leistungen als selbstverwaltete Geldleistungen gestaltet werden. Dies wäre ein großer Schritt zu noch mehr Selbstbestimmung der Menschen mit Behinderungen.

         Doch auch die Hilfen müssen – in der Sachleistung wie im Persönlichen Budget – weiterentwickelt werden, um tatsächlich für die konkrete Lebenssituation von Menschen mit Behinderung die jeweils passende individuelle Unterstützung anbieten zu können. Hier sind neue kreative Ideen gefordert, um im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten wirkungsvolle Hilfen umsetzen zu können.

         
            Manuela Trendel, im September 2020
         

      

   
      
         Abkürzungen

         
            
               
               
            
            
               
                  	Abs.
                  	Absatz
               

               
                  	Az.
                  	Aktenzeichen
               

               
                  	BA
                  	Bundesagentur für Arbeit
               

               
                  	BAGüS
                  	Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger
               

               
                  	BAR
                  	Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation
               

               
                  	BFD
                  	Bundesfreiwilligendienst
               

               
                  	BGB
                  	Bürgerliches Gesetzbuch
               

               
                  	BGBl.
                  	Bundesgesetzblatt
               

               
                  	BMAS
                  	Bundesministerium für Arbeit und Soziales
               

               
                  	BTHG
                  	Bundesteilhabegesetz
               

               
                  	bzw.
                  	beziehungsweise
               

               
                  	DEGEMED
                  	Deutsche Gesellschaft für Medizinische Rehabilitation
               

               
                  	EGH-VO
                  	Eingliederungshilfe-Verordnung
               

               
                  	EUTB
                  	Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung
               

               
                  	ff.
                  	folgende
               

               
                  	FH
                  	Fachhochschule
               

               
                  	GG
                  	Grundgesetz
               

               
                  	ggf.
                  	gegebenenfalls
               

               
                  	i. d. R.
                  	in der Regel
               

               
                  	ICF
                  	International Classification of Functioning, Disability and Health
(Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit der Weltgesundheitsorganisation)
               

               
                  	ISL
                  	Interessensgemeinschaft Selbstbestimmtes Leben
               

               
                  	i. V. m.
                  	in Verbindung mit
               

               
                  	PB
                  	Persönliches Budget
               

               
                  	SGB
                  	Sozialgesetzbuch
               

               
                  	SGB II
                  	Sozialgesetzbuch – Zweites Buch
(Grundsicherung für Arbeitsuchende)
               

               
                  	SGB III
                  	Sozialgesetzbuch – Drittes Buch
(Arbeitsförderung)
               

               
                  	SGB IV
                  	Sozialgesetzbuch – Viertes Buch
(Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung)
               

               
                  	SGB V
                  	Sozialgesetzbuch – Fünftes Buch
(Gesetzliche Krankenversicherung)
               

               
                  	SGB VI
                  	Sozialgesetzbuch – Sechstes Buch
(Gesetzliche Rentenversicherung)
               

               
                  	SGB VII
                  	Sozialgesetzbuch – Siebtes Buch
(Gesetzliche Unfallversicherung)
               

               
                  	SGB IX
                  	Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch
(Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen)
               

               
                  	SGB XI
                  	Sozialgesetzbuch – Elftes Buch
(Soziale Pflegeversicherung)
               

               
                  	SGB XII
                  	Sozialgesetzbuch – Zwölftes Buch
(Sozialhilfe)
               

               
                  	u. a.
                  	unter anderem
               

               
                  	UN-BRK
                  	UN-Behindertenrechtskonvention
               

               
                  	WfbM
                  	Werkstatt für behinderte Menschen
               

               
                  	WHO
                  	Weltgesundheitsorganisation
               

               
                  	z. B.
                  	zum Beispiel
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         Ziele des Persönlichen Budgets

         Die Einführung des Persönlichen Budgets als verbindliche Form der Leistungserbringung ist Ausdruck sozialpolitischer Reformbemühungen in Deutschland und eines grundlegenden Richtungswechsels weg vom Fürsorgegedanken hin zur Inklusion und Teilhabe behinderter Menschen.

         Leistungsberechtigte sollen nicht länger als Objekt wohlfahrtsstaatlich mit standardisierten Leistungen versorgt werden, vielmehr wird ein neuer Kurs verfolgt:

         
            	
               Förderung der Subjektstellung des Einzelnen

            

            	
               Unterstützung einer selbstbestimmten Lebensführung

            

            	
               Unterstützung der Eigenverantwortlichkeit für die Bewältigung von Lebenslagen

            

            	
               Minderung bzw. Beseitigung von Ausgrenzungsrisiken

            

            	
               Verwirklichung der umfassenden Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben der Gesellschaft

            

         

         
            (vgl. Begleitung und Auswertung der Erprobung trägerübergreifender Persönlicher Budgets. Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitforschung, 2007, S. 25)
         

         Den gleichen Weg schlagen der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenkonvention sowie das Bundesteilhabegesetz ein, das stufenweise von 2017 bis 2023 in Kraft tritt.

         
            
               Persönliches Budget als Ausdruck eines Paradigmenwechsels

            Persönliche Budgets werden häufig auch als zeitgemäßer Ausdruck des Paradigmenwechsels in der Behindertenhilfe gewertet. Die früher weit verbreitete Auffassung, Fachkräfte wissen, was für den Menschen mit Behinderung gut ist, und bringen ihm das bei, was sie als Experten für wichtig halten, wandelt sich. Zunehmend entwickelt sich bei immer mehr Angehörigen sozialer Berufe und Rehabilitationsträgern die Haltung, dass der Mensch mit Behinderung „Experte in eigener Sache“ ist und selbst entscheiden kann, wie seine Teilhabe am Leben gestaltet werden soll. Die Möglichkeit der eigenen Entscheidung ist dabei immer auch abhängig von Art und Schwere der Behinderung. Grundsätzlich gilt aber, soweit wie möglich die individuellen Perspektiven und Wünsche des Menschen mit Behinderung in die Beratung mit einzubeziehen. Die Umsetzung des Inklusionsgedankens tut ihr Übriges.

            Die Anerkennung der Expertenrolle eines Menschen mit Behinderung stellt eine erhebliche Herausforderung an professionelles Handeln von Fach- und Hilfskräften sozialer und pflegerischer Berufe dar. Der Dialog ist die zentrale Grundlage für die Hilfegestaltung. Persönliche Budgets sollen die Anforderungen an eine zeitgemäße Gestaltung von Teilhabeleistungen durch personenzentrierte und bedarfsorientierte Hilfen unterstützen.

            Mit dem Persönlichen Budget wird behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen der Rechtsanspruch gegeben, ihren Bedarf an Teilhabeleistungen in eigener Verantwortung so zu decken, dass ein möglichst selbstständiges und selbstbestimmtes Leben ermöglicht wird. Damit sollen ihre Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume im Alltagsleben sowie ihre sozialen Teilhabechancen erhöht werden.

            Das Persönliche Budget wird grundsätzlich als Geldbetrag geleistet, den Menschen mit Behinderung je nach ihrem individuellen Hilfebedarf erhalten, um damit erforderliche Unterstützung zur Teilnahme am Leben der Gesellschaft in eigener Verantwortung „einzukaufen“ bzw. zu organisieren.

            In begründeten Einzelfällen kann die Ausführung der Leistung auch in Form eines Gutscheines erfolgen. Ein begründeter Fall kann insbesondere dann vorliegen, wenn die Ausgabe eines Gutscheines zur Sicherung der Qualität der Leistung geboten ist. Dies sollte jedoch die Ausnahme darstellen, da eine Gutscheinregelung in der Praxis eine zusätzliche Hürde in der Leistungsgestaltung darstellt und auch für die Behörde selbst einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand bedeutet sowie die Flexibilität bei der Wahl der Leistungsanbieter einschränkt.

            
               
                  [image: Block Wichtig]Wichtig:
               Die Leistung der Pflegeversicherung ist durch gesetzliche Regelungen explizit auf die Erbringung durch Gutscheine beschränkt (siehe dazu § 35a SGB XI).

            

            Bei einem Persönlichen Budget geht es nicht vorrangig darum, eine bereits bestehende Sachleistung in Geld umzuwandeln. Es geht vielmehr darum, Persönliche Budgets zu nutzen, um Ziele von Teilhabeleistungen selbstbestimmt und eigenverantwortlich zu erreichen. Hierbei können auch neue Wege der Hilfeleistung eingeschlagen werden. Jahrzehntelang wurden Hilfen in ambulante (z. B. betreutes Wohnen), teilstationäre (z. B. Tagesstätten) und stationäre (z. B. Wohnheime) Hilfen eingeteilt. Trotz dieser vorhandenen Wahlmöglichkeiten gab es Hilfebedarfe von Menschen mit Behinderung, die in der üblichen Sachleistung oft kein entsprechendes Angebot fanden (z. B. Leben in der eigenen Wohnung mit der Möglichkeit Gruppenangebote des nahegelegenen Wohnheimes zu nutzen). Durch die Reform des Bundesteilhilfegesetzes sollen auch in der Sachleistung individuellere Hilfen möglich sein (z. B. Leben in der eigenen Wohnung sowie die Nutzung von Nachtbereitschaft und von Freizeitangeboten einer Einrichtung für besondere Wohnformen [bisher: Wohnheim], die in der Nähe ist). Sind damit nun Persönliche Budgets überflüssig geworden? Haben wir durch das neue Eingliederungshilferecht nicht schon so individuelle und flexible Hilfsmöglichkeiten erhalten, die Persönliche Budgets überflüssig machen? Mit den neuen Möglichkeiten der Sachleistung, insbesondere der Trennung von Eingliederungshilfe und existenzsichernden Leistungen handelt sich um einen großen Schritt in die richtige Richtung. Es darf davon ausgegangen werden, dass viel mehr individuelle Kombinationen von einzelnen Leistungsbausteinen möglich sein werden. Dennoch bieten Persönliche Budgets noch mehr Flexibilität und stärken die Position des Budgetnehmers, da der Budgetnehmer direkt als Auftraggeber Leistungen zur Teilhabe einkauft. 

            Als Persönliches Budget werden auch Leistungen ermöglicht, die grundsätzlich als Teilhabeleistungen gelten, für die es aber zur Zeit keine oder noch keine Vereinbarung in der Sachleistung gibt.

            Die Restriktion, nur solche Leistungen zu berücksichtigen, für deren Erbringung die entsprechenden insbesondere vertraglichen Voraussetzungen zwischen Leistungserbringer und Eingliederungshilfeträger bestehen, entfällt bei der Bedarfsfeststellung für das Persönliche Budget. Hier können auch andere Leistungsformen erfasst werden, die zwar nach Zweck und Gegenstand von einer Leistungsnorm erfasst sind, für die jedoch möglicherweise keine leistungserbringungsrechtliche Grundlage besteht (vgl. Welti, 2007). 

            Diese Grundhaltung wird auch in der Orientierungshilfe zum Persönlichen Budget vom November 2016 der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger (BAGüS) – dem freiwilligen Zusammenschluss aller überörtlichen Träger der Sozialhilfe sowie Träger der Eingliederungshilfe in Deutschland – festgehalten: Das Persönliche Budget wird überwiegend als andere Form der Finanzierung einer bereits auf dem Wege der Sachleistung vorhandenen Unterstützungsleistung genutzt. Vom Gesetzgeber grundsätzlich als möglich vorgesehene passgenaue und individuelle Leistungen auch außerhalb von Angeboten der Eingliederungshilfe werden kaum eingesetzt (vgl. Seite 2 der Orientierungshilfe). Mit einem Persönlichen Budget können individuelle Bedarfe auch außerhalb etablierter Formen der Bedarfsdeckung gedeckt werden; diese Möglichkeit kann aktiv und innovativ genutzt werden, um die Nutzung des Persönlichen Budgets zu befördern und Weiterentwicklungen der bestehenden Angebote anzuregen (vgl. Seite 12 der Orientierungshilfe). Solche Ansätze bei der Leistungsgestaltung wie etwa tiergestützte Interventionen oder technische Hilfsmittel sind in der Praxis in Ansätzen vorhanden und sollten weiter ausgebaut werden, damit Hilfen auf die individuelle Lebenssituation des Menschen mit Behinderung passgenau gestaltet werden können.

            Auch in der Sachleistung gibt es bei den Leistungen zur Sozialen Teilhabe, dem größten Teil der Leistungen zur Eingliederungshilfe, keineswegs eine abschließende Aufzählung. So wurde explizit in der Aufzählung von Leistungen formuliert: „Leistungen zur Sozialen Teilhabe sind insbesondere….“ (vgl. § 113 Abs. 2 SGB IX). Das Wort „insbesondere“ deutet darauf hin, dass auch weitere – nicht im Gesetz genannte – Leistungen möglich sind, wenn dies als notwediger Bedarf festgestellt worden ist. 

            
               
                  [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
               Die Orientierungshilfe kann unter www.bagues.de, dort Veröffentlichungen | Empfehlungen eingesehen werden.

            

            
               
                  [image: Block Wichtig]Wichtig:
               Ein Persönliches Budget ist keine neue zusätzliche eigenständige Sozialleistung. Durch den Rechtsanspruch auf Persönliche Budgets entsteht vielmehr eine neue Möglichkeit zu wählen, in welcher Form – Sachleistung oder Geldleistung durch Persönliches Budget – die Leistung erbracht werden soll. Durch Bezeichnung des Persönlichen Budgets als „Leistungsform“ in § 29 Abs. 1 SGB IX macht dies der Gesetzgeber nun auch entsprechend deutlich.

            

         

      

   
      
         Abgrenzung zur traditionellen Form der Leistungsbewilligung

         
            
               Traditionelle Form der Leistungsbewilligung
(Sachleistungsprinzip)

            Ein Mensch mit (drohender) Behinderung stellt einen Antrag beim Träger der Eingliederungshilfe zur Aufnahme in eine besondere Wohnform [bisher: Wohnheim].

            
               
                  [image: Block Tipp]Hinweis: „Besondere Wohnform“
               Der Gesetzgeber hat die Bezeichnung Wohnheim mit Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes gestrichen. Stattdessen wird der Begriff „besondere Wohnform“ verwendet. Es soll damit deutlich gemacht werden, dass Menschen mit Behinderungen innerhalb und außerhalb von besonderen Wohnformen leben können (vgl. § 104 SGB IX). Das Leben in einer eigenen Wohnung ist sozusagen die „normale Wohnform“, das Leben in einem Wohnheim die „besondere Wohnform“. 

            

            Die Behörde prüft, ob die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen, und führt dann die Bedarfsermittlung durch. Sie stellt die geeignete Leistung z. B. die besondere Wohnform zur Verfügung. Es wird ein Bescheid erstellt, in dem sie die Kostenübernahme für die Leistungen der besonderen Wohnform bewilligt. 

            Zwischen der Behörde und dem Leistungserbringer, also dem Träger der besonderen Wohnform, wurde vorher bereits eine Leistungs- und Entgeltvereinbarung abgeschlossen. Der Bewohner des Wohnheimes erhält seine individuellen Teilhabeleistungen als sogenannte Sachleistung.

            Der Leistungsträger überweist die von der besonderen Wohnform monatlich in Rechnung gestellten Kosten direkt an den Leistungserbringer. 

            Dieses Verfahren wird als Sachleistungsprinzip bezeichnet.

            
               [image: ]
            

            
               (vgl. Begleitung und Auswertung der Erprobung trägerübergreifender Persönlicher Budgets. Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitforschung, 2007, S. 27)
            

         

         
            
               Was ist anders an der Leistungsform des Persönlichen Budgets?

            
               [image: ]
            

            
               (vgl. Begleitung und Auswertung der Erprobung trägerübergreifender Persönlicher Budgets. Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitforschung, 2007, S. 28)
            

            Bei einem Antrag auf Leistungen in Form eines Persönlichen Budgets prüft die Behörde als Leistungsträger ebenfalls die rechtlichen Voraussetzungen.

            Im Unterschied zur Sachleistung wird vor dem Bescheid eine Zielvereinbarung zwischen dem künftigen Budgetnehmer und der Behörde geschlossen. Bestätigt wird diese mit einem Bescheid.

            Von zentraler Bedeutung sind die Teilhabeziele, die der behinderte Mensch mit dem Leistungsträger vereinbart hat und für deren Erreichung er sein Persönliches Budget einsetzen wird. Der Empfänger eines Budgets hat größere Gestaltungsmöglichkeiten bei der Wahl seines Leistungsanbieters. So ist beispielsweise eine Kombination aus Fachkräften der sozialen Arbeit und nachbarschaftlichem Engagement möglich. Das Persönliche Budget kann auch bei verschiedenen Anbietern ausgegeben werden.

            Die Behörde überweist dem Menschen mit Behinderung den festgelegten Budgetbetrag direkt auf sein Konto, anstatt wie in der Sachleistung an den Anbieter.

            Der Nutzer eines Budgets schließt mit dem Leistungsanbieter einen privatrechtlichen Vertrag und bezahlt ihn direkt für die vereinbarten Leistungen.

            Das Persönliche Budget wird von der Behörde monatlich, in der Regel zum Monatsanfang, überwiesen. Der Budgetnehmer kann innerhalb des Bewilligungszeitraumes – in der Praxis häufig ein oder zwei Jahre – sein Budget dann nutzen, wann er selbst es für notwendig hält.

         

         
            
               Veränderung des sogenannten „unschlüssigen Tauschverhältnisses“

            In der Sozialwirtschaft gibt es häufig keine wirkliche Einheit zwischen den die Finanzierung zur Verfügung stellenden Leistungsträgern, den Nutzern des Angebotes und den Entscheidern.

            Diese drei Ebenen klaffen oft auseinander; es gibt keine Einheit zwischen

            
               	
                  Leistungsträger (z. B. die Abteilung wirtschaftliche Jugendhilfe des Jugendamtes),

               

               	
                  Nutzern (z. B. der 15-jährige Marco) und

               

               	
                  Entscheidern (z. B. Jugendamt/Allgemeiner Sozialdienst im Jugendamt).

               

            

            Der Anbieter (z. B. eine Jugendhilfeeinrichtung) steht mit jedem Einzelnen im Austausch. Jeder hat andere Interessen, die zu Interessenskonflikten führen. Das wird „unschlüssiges Tauschverhältnis“ genannt.

            Durch ein Persönliches Budget gibt es kein unschlüssiges Tauschverhältnis mehr, es wird schlüssig. Der Budgetnehmer entscheidet über seine Leistung, nutzt diese und bezahlt sie.

         

         
            
               Freie Wahlmöglichkeit: Traditionelle Hilfe oder Persönliches Budget

            Das Persönliche Budget wird nur auf Antrag des Leistungsberechtigten oder seines gesetzlichen Vertreters erbracht.

            Dies bedeutet, dass für den leistungsberechtigten behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen eine Wahlmöglichkeit besteht. Er kann sich entscheiden, ob er die Hilfen in der bisher üblichen Weise erhalten möchte (Sachleistung) oder sie in Form eines monatlichen Geldbetrages bzw. Gutscheines als Persönliches Budget erhalten will.

            Das Persönliche Budget stellt nun eine Alternative zu den bestehenden Hilfen dar. Nur wer für sich einen Vorteil durch ein Persönliches Budget erhofft, wird seine Hilfen mit dieser neuen Leistungsform gestalten. Die Entscheidung, welche Form der Hilfe gewährt wird, ist immer individuell abhängig von den konkreten Bedürfnissen und Lebensumständen des einzelnen Menschen. Auch Einmalzahlungen sind grundsätzlich als Persönliches Budget gestaltbar (z. B. Auszahlung einer Gesamtsumme bei Beginn einer Maßnahme).

            
               Beispiel zur Wahlmöglichkeit:
               Frau Ritter und Frau Bernstein sind beide aufgrund ihrer Körperbehinderung auf den Rollstuhl angewiesen. Beide erhalten vom Träger der Eingliederungshilfe Berechtigungsscheine, die sie bei einem Fahrdienst in der Region, mit dem der Rehabilitationsträger eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen hat, einlösen können. Innerhalb von sechs Monaten können sie über die ihnen zur Verfügung gestellten Fahrtkilometer verfügen und wählen, wann sie welche Fahrt in Anspruch nehmen möchten.

               Frau Ritter ist mit dieser Regelung sehr zufrieden. Ihre Freizeitaktivitäten sind sehr regelmäßig und vorhersehbar. Frau Ritter ist begeisterte Kartenspielerin und besucht zweimal wöchentlich den Freizeitverein „Spieleclub Mitte e. V.“. Sie wird immer pünktlich abgeholt und zuverlässig nach Hause gefahren. Wenn sie den Fahrdienst gelegentlich für andere Fahrten nutzen will, gibt sie immer frühzeitig Bescheid, sodass ihre Wünsche berücksichtigt werden können. Frau Ritter kennt alle Fahrer des Fahrdienstes und freut sich schon immer auf ein nettes Gespräch während der Fahrt. Sie sieht für sich durch ein Persönliches Budget keinen Vorteil.

               Ihre Freundin, Frau Bernstein, verbringt ihre Freizeit gerne spontan. Sie möchte sich auch gerne einmal kurzfristig mit einer Freundin noch am gleichen Abend zum Kinobesuch verabreden können. Nach ihren Erfahrungen ist dies jedoch nur selten möglich, da der Fahrdienst, bei dem sie ihren Berechtigungsschein einlösen kann, eine festgelegte Fahrtroute hat und häufig kurzfristig keine Kapazitäten frei sind. Frau Bernstein erlebt es als eine Einschränkung, wenn sie schon frühzeitig ihre Freizeit planen muss und dann zu festgelegten Zeiten geholt und heimgebracht wird. Wenn sie sich bei einer Geburtstagsfeier wohl fühlt, dann findet sie es bedauerlich, wenn sie sich – wie schon Tage vorher mit dem Fahrdienst vereinbart – um 21 Uhr abholen lassen muss. Bei einer langweiligen Party hingegen heißt es ausharren, bis der Fahrdienst einen erlöst. Der Rollstuhl von Frau Bernstein kann zusammengefaltet und im Kofferraum eines normalen Pkws verstaut werden. Frau Bernstein möchte mit dem Taxi fahren oder ihre Nachbarin für die Mitnahme in ihrem Auto mit einem Benzinanteil entschädigen. Frau Bernstein beantragt daher ein Persönliches Budget.

            

         

         
            
               Kombination von Sachleistungen und Persönlichem Budget

            Leistungsberechtigte können auch eine Kombination von Sachleistungen und Geldleistungen in Anspruch nehmen.

            
               Beispiel zur Kombination:
               Herr Bauer besucht seit Jahren eine Werkstatt für Menschen mit geistiger Behinderung (WfbM), finanziert über den Träger der Eingliederungshilfe. Er lebt in einer eigenen Wohnung und nimmt Betreuungsleistungen als Sachleistung in Anspruch. Herr Bauer möchte weiterhin die Leistungen der WfbM in der bisher gewohnten Weise in Anspruch nehmen. Er möchte jedoch seine pädagogischen Hilfen in Zukunft mit einem Persönlichen Budget gestalten. Er beantragt ledglich für die pädagogischen Hilfen für das Leben in seiner Wohnung ein Persönliches Budget und erhält somit eine Kombination von Sach- und Geldleistungen.

            

         

         
            
               Das Persönliche Budget ist keine Einbahnstraße – Kündigungsmöglichkeiten

            Niemand ist dauerhaft an die Leistungsform „Persönliches Budget“ gebunden. Eine Rückkehr zur Sachleistung ist selbstverständlich möglich.

            Es gibt verschiedene Anlässe und Möglichkeiten, das Persönliche Budget zu kündigen:

            Am Ende des festgelegten Bewilligungszeitraumes kann ohnehin immer neu entschieden werden, ob die anschließende Leistung wieder als Persönliches Budget oder in Zukunft als Sachleistung bewilligt werden soll.

            Auch während des Bewilligungszeitraumes gibt es Möglichkeiten, wieder auf die Sachleistung umzustellen. Zum einen können Regelungen über Kündigungsmöglichkeiten und Kündigungsfristen als Bestandteil in die Zielvereinbarung aufgenommen werden. Zum anderen kann der Budgetnehmer, aber auch der Leistungsträger, die Zielvereinbarung aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung nicht zumutbar ist.

            Ein wichtiger Grund kann für den Budgetnehmer in der persönlichen Lebenssituation liegen; beispielsweise kann sich sein Unterstützungsbedarf unverhofft verändern, sodass der Bezug einer Sachleistung als passender eingeschätzt wird. Für die Behörde kann ein wichtiger Grund vorliegen, wenn der Leistungsberechtigte die Zielvereinbarung, insbesondere hinsichtlich des Nachweises zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung, nicht einhält.

            
               Beispiel:
               In der Zielvereinbarung kann festgehalten sein, dass der Teilhabebedarf durch eine bestimmte Anzahl von Fachleistungsstunden sozialpädagogischer Betreuung gedeckt wird. Verstößt der Budgetnehmer gegen diese Regelung und beschäftigt nur Laienhelfer, kann dies ein Kündigungsgrund sein.

            

            Im Falle der Kündigung der Zielvereinbarung wird der Verwaltungsakt (Bewilligungsbescheid) aufgehoben (vgl. § 29 Abs. 4 SGB IX). 

            
               
                  [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
               Bei einer Aufhebung des Verwaltungsaktes wegen Kündigung der Zielvereinbarung besteht meistens der Anspruch auf Teilhabeleistungen fort. Die Kündigung richtet sich gegen die Leistungsform „Persönliches Budget“, nicht aber gegen die Leistung an sich. Daher sollte rechtzeitig zwischen Leistungsberechtigtem und Leistungsträger geklärt werden, welche Sachleistungen anstelle des Persönlichen Budgets infrage kommen.

            

            Insgesamt sollte das Instrument der Kündigung zurückhaltend angewendet werden. Vor einer Kündigung sollte zunächst geprüft werden, ob Hindernisse aus dem Weg geräumt werden können und eine Fortsetzung des Budgets gegebenenfalls ermöglicht werden kann.

         

      

   
      
         Erfahrungen im Bundesmodellprojekt

         
            Von Dr. Heidrun Metzler, Universität Tübingen
         

         Persönliche Budgets können in anderen europäischen Staaten bereits auf eine längere Tradition zurückblicken: In den Niederlanden, Schweden und in Großbritannien z. B. zählt diese Leistungsform inzwischen zu einem wichtigen Baustein der Unterstützung von Menschen mit Behinderung. In Deutschland wurde das Persönliche Budget als erstes im Bundesland Rheinland-Pfalz unter dem Titel „Hilfe nach Maß“ flächendeckend eingeführt. Darüber hinaus fanden seit 2001 in verschiedenen Bundesländern und Regionen Modellerprobungen statt, zwischen 2004 und 2007 in acht Bundesländern („Bundesmodellprojekt Trägerübergreifendes Persönliches Budget“). Während in Rheinland-Pfalz bis Abschluss des Bundesmodellprojekts ca. 2.500 Menschen mit Behinderung ein Persönliches Budget nutzten, war die Inanspruchnahme in allen anderen (Modell-)Regionen vergleichsweise gering. Im Rahmen des Bundesmodellprojektes konnten bis zum Ende der Projektlaufzeit (Juni 2007) 494 Menschen mit Behinderung ermutigt werden, sich an der Erprobung zu beteiligen.

         Menschen aller Altersgruppen und mit unterschiedlichen Behinderungen nutzten das Persönliche Budget. Es hat sich gezeigt, dass es – wie die gesetzlichen Regelungen es auch vorsehen – sinnvoll war, keine Zugangshürden zu errichten (z. B. durch Anforderungen an die Verwaltungskompetenz der Leistungsberechtigten). Allerdings ist bei einem solch offenen Zugang zu berücksichtigen, dass Menschen mit Behinderung auf Beratung und Unterstützung angewiesen sein können, um das Budget zu beantragen und in der Folge umzusetzen. Dieser Bedarf ist gegebenenfalls bei der Bedarfsfeststellung mit einzubeziehen.

         Menschen mit psychischen Erkrankungen (sog. seelische Behinderung) zählten insgesamt zu den Hauptnutzern Persönlicher Budgets, gefolgt von Menschen mit geistiger Behinderung und Menschen mit Körperbehinderungen. Bei Menschen mit psychischen Erkrankungen ließ sich vielfach beobachten, dass mit dem Budget individuell passende und vor allem sehr flexible Unterstützungsleistungen möglich wurden, die optimal den oft schwankenden Hilfebedarf decken konnten.

         Aber auch bei Menschen mit anderen Behinderungen zählte die positive Wirkung Persönlicher Budgets zu den bedeutsamsten Ergebnissen. Nationale wie auch internationale Studien belegten einerseits eine ausgesprochen hohe Zufriedenheit der Budgetnutzer; so ließ sich im Rahmen aller nationalen Projekte beobachten, dass kaum ein Budgetnehmer zur Sachleistung zurückgekehrt ist. Andererseits berichteten Budgetnehmer, dass

         
            	
               sie ein Mehr an sozialer Teilhabe erreichten,

            

            	
               sich ihre Lebenssituation stabilisierte,

            

            	
               sie passgenaue Unterstützung erhielten,

            

            	
               sie sich unabhängiger fühlten und selbstbewusster auftreten konnten.

            

         

         Diese subjektiven Einschätzungen wurden vor allem in internationalen Studien ergänzt um die Beobachtung auch objektiver Verbesserungen der Lebenssituation.

      

   
      
         Umsetzung und Akzeptanz des Persönlichen Budgets

         Diese Feststellungen aus dem Modellprojekt gelten auch zwölf Jahre nach verbindlicher Einführung des Persönlichen Budgets.

         Bei nahezu allen Rehabilitationsträgern steigt die Anzahl der bewilligten Persönlichen Budgets langsam, aber stetig an. Die Statistiken der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) weisen folgende Zahlen zum Persönlichen Budget (Ausgaben in Mio. Euro) aus:

         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	Rehabilitationsträger
                  	2013
                  	2014
                  	2015
                  	2016
                  	2017
               

            
            
               
                  	Krankenversicherung
                  	12
                  	15
                  	20
                  	26
                  	14
               

               
                  	Rentenversicherung
                  	0,5
                  	0,5
                  	0,8
                  	0,6
                  	0,2
               

               
                  	Bundesagentur für Arbeit
                  	8
                  	9,9
                  	11
                  	12
                  	12
               

               
                  	Integrationsämter
                  	0,5
                  	0,3
                  	0,5
                  	0,2
                  	0,4
               

            
         

         Nicht aufgeführt in dieser Statistik sind die Sozialhilfeträger, da diese nicht an die BAR, sondern an die BAGüS berichteten. Der Orientierungshilfe 2016 der BAGüS ist aber zu entnehmen, dass nach einer im Jahr 2013 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales veröffentlichten Studie rund 81 Prozent der Persönlichen Budgets auf die Träger der Sozialhilfe entfallen sind (vgl. Orientierungshilfe, S. 1). Der mit Abstand größte Anteil der Budgets wurde damit im Bereich der Sozialhilfe gewährt.

         Ab dem Jahr 2018 wurde dann von den Statistiken auf den Teilhabeverfahrensbericht umgestellt. Mit dem Bundesteilhabegesetz wurden die Rehabilitationsträger verpflichtet, zu Verfahrensabläufen im Bereich der Rehabilitation und Teilhabe über alle Trägerbereiche des gegliederten Systems der sozialen Sicherung in Deutschland jährlich einen Bericht vorzulegen (§ 41 SGB IX). Entlang gesetzlich vorgeschriebener Sachverhalte erfassen die gesetzlichen Krankenkassen, die Bundesagentur für Arbeit, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung, die Träger im Rahmen des Rechts der sozialen Entschädigung, die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie der Eingliederungshilfe verschiedene Merkmale zu Verfahrensabläufen und melden diese Daten jährlich an die BAR. Diese wertet die Angaben unter Beteiligung der Rehabilitationsträger aus. Der seit 31.12.2019 vorliegende erste Teilhabeverfahrensbericht beinhaltet die Daten der Rehabilitationsträger aus 2018. Das Berichtsjahr 2018 wurde dabei als Übergangsphase angesehen. Es bestand für die Trägerbereiche die Möglichkeit, die Datenerfassungen mit einer geringen Anzahl an ausgewählten Pilotträgern vorzunehmen; für den ersten Bericht liegt damit noch keine Vollerhebung vor. 

         Dem ersten Teilhabeverfahrensbericht sind folgende Daten zum trägerspezifischen Persönliche Budget (PB) zu entnehmen (S. 86 ff.):

         
            
               
               
               
            
            
               
                  	Rehabilitationsträger
                  	Beantragte PB
                  	Bewilligte PB
               

            
            
               
                  	Bundesagentur für Arbeit
                  	708
                  	669
               

               
                  	Eingliederungshilfeträger
                  	46
                  	44
               

               
                  	Krankenversicherung
                  	k.A.
                  	k.A.
               

               
                  	Jugendhilfeträger
                  	k.A.
                  	0
               

               
                  	Rentenversicherung
                  	k.A.
                  	92
               

               
                  	Unfallversicherungsträger
                  	1137
                  	1137
               

            
         

         Der Umfang der übermittelten Daten reicht laut Teilhabeverfahrensbericht nicht aus, um die Anzahl der Anträge mit einem trägerübergreifenden Persönlichen Budget und die Anzahl der bewilligten Persönlichen Budgets adäquat darstellen zu können.

         Der zweite Teilhabeverfahrensbericht wird Ende 2020 mit den Daten aus 2019 erscheinen; eine Vollerhebung ist dann vorgesehen.

      

   
      
         Rechtliche Grundlagen

         Die für Persönliche Budgets zentrale Rechtsgrundlage findet sich seit 01.01.2018 in § 29 SGB IX.

         Hier ist geregelt, dass Persönliche Budgets nur auf Antrag des Leistungsberechtigten ausgeführt werden. Oberstes Ziel ist die Ermöglichung eines möglichst selbstbestimmten Lebens in eigener Verantwortung. Maßgabe ist der individuell festgestellte Bedarf. Beteiligt sind je nach Bedarf die Rehabilitationsträger, je nach Fallgestaltung also die Träger der Eingliederungshilfe, die Träger der Sozialhilfe, gesetzliche Krankenkassen, Unfallversicherungsträger, Rentenversicherungsträger, die Pflegekassen und die Integrationsämter. Das Persönliche Budget kann sowohl von nur einem Träger (z. B. Eingliederungshilfeträger) als auch von mehreren Trägern (z. B. Eingliederungshilfeträger und Pflegekasse) erbracht werden. Gestalten mehrere Leistungsträger gemeinsam ein Budget, wird dies trägerübergreifend als Komplexleistung erbracht. Komplexleistung bedeutet, dass mehrere einzelne Teilleistungen zu einer großen Gesamtleistung, eben der Komplexleistung, zusammengefasst werden. 

         Der Bedarf an Leistungen wird in der Regel alle zwei Jahre geprüft. Persönliche Budgets werden so bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf gedeckt wird. Das Persönliche Budget soll die Kosten aller bisher individuell festgestellten, ohne das Persönliche Budget zu erbringenden Leistungen nicht überschreiten. Behörde und Budgetnehmer schließen eine Zielvereinbarung ab, deren Inhalt sich dann im Bewilligungsbescheid (Verwaltungsakt) manifestiert.

         
            
               [image: Block Normzitat]§ 29 SGB IX Persönliches Budget
            (1) Auf Antrag der Leistungsberechtigten werden Leistungen zur Teilhabe durch die Leistungsform eines Persönlichen Budgets ausgeführt, um den Leistungsberechtigten in eigener Verantwortung ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei der Ausführung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe des individuell festgestellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflegekassen und die Integrationsämter beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den beteiligten Leistungsträgern trägerübergreifend als Komplexleistung erbracht. Das Persönliche Budget kann auch nicht trägerübergreifend von einem einzelnen Leistungsträger erbracht werden. Budgetfähig sind auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforderlichen Leistungen der Krankenkassen und der Pflegekassen, Leistungen der Träger der Unfallversicherung bei Pflegebedürftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig wiederkehrende Bedarfe beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden können. An die Entscheidung sind die Leistungsberechtigten für die Dauer von sechs Monaten gebunden.

            (2) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei laufenden Leistungen monatlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. Mit der Auszahlung oder der Ausgabe von Gutscheinen an die Leistungsberechtigten gilt deren Anspruch gegen die beteiligten Leistungsträger insoweit als erfüllt. Das Bedarfsermittlungsverfahren für laufende Leistungen wird in der Regel im Abstand von zwei Jahren wiederholt. In begründeten Fällen kann davon abgewichen werden. Persönliche Budgets werden auf der Grundlage der nach Kapitel 4 getroffenen Feststellungen so bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche Beratung und Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die Höhe des Persönlichen Budgets die Kosten aller bisher individuell festgestellten Leistungen nicht überschreiten, die ohne das Persönliche Budget zu erbringen sind. § 35a des Elften Buches bleibt unberührt.

            (3) Werden Leistungen zur Teilhabe in der Leistungsform des Persönlichen Budgets beantragt, ist der nach § 14 leistende Rehabilitationsträger für die Durchführung des Verfahrens zuständig. Satz 1 findet entsprechend Anwendung auf die Pflegekassen und die Integrationsämter. Enthält das Persönliche Budget Leistungen, für die der Leistungsträger nach den Sätzen 1 und 2 nicht Leistungsträger nach § 6 Absatz 1 sein kann, leitet er den Antrag insoweit unverzüglich dem nach seiner Auffassung zuständigen Leistungsträger nach § 15 zu.

            (4) Der Leistungsträger nach Absatz 3 und die Leistungsberechtigten schließen zur Umsetzung des Persönlichen Budgets eine Zielvereinbarung ab. Sie enthält mindestens Regelungen über

            
               
                  
                     	1.
                     	 
                     	
                        die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leistungsziele,

                     
                  

                  
                     	2.
                     	 
                     	
                        die Erforderlichkeit eines Nachweises zur Deckung des festgestellten individuellen Bedarfs,

                     
                  

                  
                     	3.
                     	 
                     	
                        die Qualitätssicherung sowie

                     
                  

                  
                     	4.
                     	 
                     	
                        die Höhe der Teil- und des Gesamtbudgets.

                     
                  

               

            

            Satz 1 findet keine Anwendung, wenn allein Pflegekassen Leistungsträger nach Absatz 3 sind und sie das Persönliche Budget nach Absatz 1 Satz 4 erbringen. Die Beteiligten, die die Zielvereinbarung abgeschlossen haben, können diese aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung der Vereinbarung nicht zumutbar ist. Ein wichtiger Grund kann für die Leistungsberechtigten insbesondere in der persönlichen Lebenssituation liegen. Für den Leistungsträger kann ein wichtiger Grund dann vorliegen, wenn die Leistungsberechtigten die Vereinbarung, insbesondere hinsichtlich des Nachweises zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht einhalten. Im Fall der Kündigung der Zielvereinbarung wird der Verwaltungsakt aufgehoben. Die Zielvereinbarung wird im Rahmen des Bedarfsermittlungsverfahrens für die Dauer des Bewilligungszeitraumes der Leistungen in Form des Persönlichen Budgets abgeschlossen.

         

         Welche Leistungen der jeweils zuständige Leistungsträger als Persönliches Budget bewilligen kann, ist in den spezifischen Leistungsgesetzen geregelt, z. B.:

         
            	
               Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung (siehe § 2 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 Nr. 5 SGB V)

            

            	
               Leistungen der sozialen Pflegeversicherung im SGB XI (siehe § 28 Abs. 1 Nr. 14 i. V. m. § 35a SGB XI)

            

            	
               Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung (siehe § 13 Abs. 1 SGB VI)

            

            	
               Besondere Leistungen der Bundesagentur für Arbeit (Übergangsgeld, Ausbildungsgeld, Übernahme der Teilnahmekosten für eine Maßnahme, siehe § 118 SGB III)

            

            	
               Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben durch das Integrationsamt (siehe § 185 Abs. 8 SGB IX).

            

         

         Leistungen der Sozialhilfe sind im SGB XII geregelt, wobei man hier bezüglich der Eingliederungshilfeleistungen differenzierend schreiben muss „bis 31.12.2019“. Zum 01.01.2020 wurden die rechtlichen Vorgaben für die Eingliederungshilfe in das SGB IX überführt; zuständig für diese Leistungen ist nicht mehr der Träger der Sozialhilfe, sondern der Träger der Eingliederungshilfe.

         Hauptanwendungsfall der Leistungen der Sozialhilfe in der Form des Persönlichen Budgets ist seit 01.01.2020 die Hilfe zur Pflege (vgl. § 61 ff. SGB XII). Mit dieser Sozialleistung werden pflegebedürftige Personen unterstützt, die den notwendigen Pflegeaufwand nicht aus eigenen Mitteln sicherstellen können bzw. wenn die vorrangig zuständige Pflegekasse nicht oder nicht ausreichend leistet. Das Sozialamt übernimmt in diesen Fällen dieselben Leistungen wie die Pflegekasse. Die Leistung „Hilfe zur Pflege“ kann auf Antrag des Pflegebedürftigen als Persönliches Budget gestaltet werden (vgl. § 63 Abs. 3 SGB XII), und zwar sowohl trägerübergreifend, also in Kombination mit den Leistungen anderer Träger (z.
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